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Einleitung 

I. Überblick über die Personengesellschaften 

Gegenstand der Untersuchung sind die Personengesellschaften. Deren 
Grundform ist die BGB-Gesellschaft. Zu ihrer Begründung schließen die 
Gesellschafter einen Gesellschaftsvertrag,  in dem sie sich zur Förderung 
eines gemeinsamen Zweckes verpflichten, § 705 BGB. 

Betreiben die Gesellschafter ein (vollkaufmännisches) Handelsgewerbe 
unter gemeinschaftlicher Firma, so unterfallen sie automatisch dem HGB. 
Sie bilden dann eine OHG, wenn alle Gesellschafter den Gesellschafts-
gläubigern gegenüber persönlich und unbeschränkbar haften, §§ 105 Abs. 1, 
128 HGB. Ist bei einem oder mehreren Gesellschaftern die Haftung gegen-
über den Gesellschaftsgläubigern auf den Betrag einer bestimmten Vermö-
genseinlage beschränkt, so bilden sie eine KG, § 161 Abs. 1 HGB. Die 
daneben in Erscheinung tretende "stille Gesellschaft", §§ 230 -237 HGB, soll 
im folgenden außer Betracht bleiben, da ihre Behandlung den Umfang der 
Arbeit sprengen würde. 

In Abgrenzung zum Verein, §§ 21 ff.  BGB, ist die Personengesellschaft 
besonders dadurch gekennzeichnet, daß ihre Gesellschafter nicht beliebig 
austauschbar sind1 und mindestens ein Gesellschafter der persönlichen und 
unbeschränkbaren Haftung für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft unter-
liegt. Auch ist die Personengesellschaft,  anders als die Kapitalgesellschaft, 
keine juristische Person.2 Für sie gilt das Gesamthandsprinzip, §§ 718, 719 
BGB. Den Gesellschaftern ist das Gesellschaftsvermögen gesamthänderisch 
zugeordnet. Das ändert sich wegen des Verweises auf das Recht der BGB-
Gesellschaft, §§ 161 Abs. 2, 105 Abs. 2 HGB, auch bei der OHG und der 
KG nicht. Selbst wenn sie gem. §§ 161 Abs. 2, 124 HGB einer juristischen 

1 Dazu näher: Sudhoff,  Familienunternehmen, § 21, S. 75, sowie Gesellschaftsvertrag, 
IA.l.a, S. 4; Kübler, § 10 I.c, aa, S. 114 

2 G. Hueck, § 2 I. 3, S. 9; A. Hueck, § 3 IV, S. 32 f.; Sudhoff,  Gesellschaftsvertrag,  IA.l.b, 
S. 5; Huber, § 4, 5., S. 82, und § 5, 5., S. 115; speziell für die OHG: Fischer in Großkomm. 
HGB, § 124 Anm. 2; Schlegelberger/Geßler, § 105 Anm. 34; Baumbach/Duden/Hopt, Einl 
ν § 105 Anm. 1 A 
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Person nahezu gleich behandelt werden, so bleiben Rechtsträger des Gesell-
schaftsvermögens dennoch die Gesellschafter in ihrer gesamthänderischen 
Gebundenheit.3 

Die Bildung eines Gesellschaftsvermögens ist zwar keine unverzichtbare 
Voraussetzung für die Gründung einer Personengesellschaft4, für die Teilnah-
me am Rechtsverkehr, insbesondere das Betreiben von Handelsgeschäften, 
ist jedoch die Bildung eines Gesellschaftsvermögens unerläßlich. Dieses 
Gesellschaftsvermögen hat bei OHG und K G als Gegenstand der Buchfüh-
rung und Bilanzierung auch zentrale Bedeutung für Fragen des Eigenkapi-
talausweises. 

Da sich die Arbeit mit Buchführung und Bilanzierung der Personengesell-
schaften beschäftigt, werden die OHG und die KG im Vordergrund der 
Betrachtung stehen. Auf die BGB-Gesellschaft wird nur im Rahmen der auf 
sie verweisenden Vorschriften  der §§ 105 Abs. 2, 161 Abs. 2 HGB zurückzu-
kommen sein. Als "Personengesellschaften" sind daher im folgenden Perso-
nengesellschaften des Handelsrechts zu verstehen. 

II. Der wirtschaftliche Hintergrund kleiner Personen-
gesellschaften in der heutigen Praxis 

Die Personengesellschaft  ist durch die persönliche und unbeschränkbare 
Haftung mindestens eines Gesellschafters gekennzeichnet. In der Praxis 
finden sich zu einer solchen Haftimg häufig nur Gesellschafter mit persönli-
cher Bindung zueinander bereit, die also in einem gegenseitigen Vertrauens-
verhältnis stehen. Die Gesellschaften sind damit regelmäßig auf eine geringe 
Gesellschafterzahl begrenzt.5 

Unter den "kleinen" Personengesellschaften dominieren im praktischen 
Wirtschaftsleben die sogenannten Familiengesellschaften.6 Darunter sind 
allgemein Personengesellschaften zu verstehen, an denen nahe Angehörige 

3 A. A. die Vertreter der Theorie von der kollektiven Einheit, bes.: Schmidt, Lehrbuch, § 
8 III, S. 151 ff.  m. w. N.; Flume, § 11 II.4, S. 157; MK/Ulmer, § 705 Rn. 109 ff. 

4 Crezelius in Peter/Crezelius, Rn. 106; Schlegelberger/Geßler, § 105 Anm. 30; 
a. Α.: Fischer in Großkomm.HGB, § 105 Anm. 41 

5 Horst, § 4 1.1, führt als Nachweise unter 2a auf, daß 80 % aus 2 Gesellschaftern und 
12,6 % aus 3 Gesellschaftern bestehen, unter 2b, daß mehr als 75 % aller einfachen KG'en 
aus einem Komplementär und maximal 3 Kommanditisten bestehen. 

6 Wiedemann, § 2 II.2.b, S. 119; Klauss/Mittelbach, Rn. 27 
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im Sinne des § 15 A O 1977 beteiligt sind7 und in denen sich folglich die 
familiären Bande widerspiegeln. 

Die Motive für die Gründung solcher Familiengesellschaften können 
unterschiedlicher Art sein. Zum einen kann der Abschluß eines Gesell-
schaftsvertrages  mit einem Kind bezwecken, die spätere Übernahme des 
Betriebes vorzubereiten. Das geschieht dann in der Weise, daß das Kind 
bereits zu Lebzeiten der Eltern Mitunternehmer wird und so langsam in die 
Stellung des alleinigen Unternehmers hineinwächst.8 

Zum anderen werden Gesellschaften zwischen Ehegatten gegründet. Dafür 
kann allein ausschlaggebend sein, den mitarbeitenden Ehegatten am gemein-
sam erwirtschafteten  Vermögenszuwachs zu beteiligen. Die Bedeutung des 
Gesellschaftsvertrages  liegt dann darin, daß der Ehegatte sich im Fall der 
Scheidung nicht mit dem schuldrechtlichen Ausgleich des Zugewinns in Geld 
zufrieden geben muß.9 Es erfolgt  vielmehr eine Auseinandersetzung der 
Gesellschaft. Wegen der Gesellschafterrechte  des jeweils anderen kann ein 
Ehegatte allein das Unternehmen nicht ohne weiteres im eigenen Namen 
fortführen.  Bei alleiniger Zugewinngemeinschaft wäre dies dagegen nach 
Erfüllung des schuldrechtlichen Ausgleichsanspruchs möglich.10 

Daneben spielen auch steuerliche Gründe eine Rolle für die Gründung 
von Familiengesellschaften. Die Einkommensteuer ist im wesentlichen 
progressiv ausgestaltet. Hohe Einkommen unterliegen einem höheren 
Prozentsatz der Steuer als niedrigere. Die Gründung einer Personengesell-
schaft führt  nun in Abgrenzung zum Einzelkaufmann zur Aufteilung des 
Gewinns auf die einzelnen Gesellschafter.  Im Wege der einheitlichen und 
gesonderten Gewinnfeststellung (§§ 4 Abs. 1 S. 1, 5 Abs. 1,15 Abs. 1 Ziff.  2 
EStG) wird die Progression abgeschwächt und damit die Einkommensteuer 
vermindert.11 Rechtlich ist kraft  der Privatautonomie die Gründung einer 
Familiengesellschaft nicht zu beanstanden, soweit sie nicht lediglich zum 
Schein erfolgt. 12 

7 Mittelbach, Rn. 343; vgl. zu der unterschiedlichen Auslegung des Begriffes  auch: Horst, 
§ 4 Il.l.a 

8 Mittelbach, Rn. 37; Horst, § 12 III.2.b, S. 194; Buchwald/Tiefenbacher/Dernbach,  § 32 
I, S. 120 ff.; 
zur kommanditistischen Beteiligung von Kindern: Horst, § 18 III.l.b,(l),(b); Priester, DB 1975, 
1878; Sudhoff,  Familienunternehmen, § 80, S. 271; Kuhn, S. 223 

9 Horst, § 12 III.2.b, S. 194 
1 0 Horst, § 12 III.2.b, S. 194 
1 1 Vgl. dazu ausführlicher:  Paulick in FS Laufke, S. 193 
1 2 St. Rspr. des BFH seit BFH v. 22.8.1951, BStBl. III, 181; der BFH stellt bei der Prüfung 

auf die Eigenschaft als "Mitunternehmer" ab. 


